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POSTEI NGANG
Zur Berichterstattung über den „energie-
politischen Appell“ deutscher Manager,
in dem sie die Bundesregierung zu einer
atomfreundlichen Politik drängen

Die Bremser outen sich
Wenn es eine Vertragslösung gibt,
die die Anrechenbarkeit von Si-
cherheitstechnik gegen Zahlung
von Gebühren erlaubt, dann ist das
eine Umgehung der Gesetzge-
bungsverantwortung auch im Hin-
blick auf Sicherheitstechnik. Was
wäre, wenn die Stromkonzerne
plötzlich Technik aus dem Hut zau-
bern, die teurer ist als die geplante
Abgabe? Müsste dann der Staat in
Zukunft auch noch die (beliebig
teure) Sicherheitstechnik dafür be-
zahlen, dass die Stromkonzerne
ihre abgeschriebenen Atomvehikel
endlos nachrüsten? Wäre so nicht
ein schrittweiser Neuaufbau aller
Reaktoren auch als Sicherheits-
technik zu verkaufen? So könnten
sich die Stromkonzerne ihren alten
Goldesel auf ewig vom Staat neu
lackieren lassen und weiterhin Ge-
winne machen. Es kann niemals
zulässig sein, Sicherheitstechnik so
zu einem Punkt einer Wirtschaft-
lichkeitsrechnung zu machen. 

So wird das nichts mit einem
schlüssigen Energiekonzept – wel-
ches bereits in nur wenig mehr als
einer Generation gerechnet schon
ausschließlich nachhaltig funktio-
nieren kann. Dazu hat Umwelt-
minister Röttgen eine Studie vorlie-
gen, die die Umsetzbarkeit voll
regenerativer Energieversorgung
bis 2050 nachweist. Wer mit dem
Fuß auf der Bremse steht, wissen
Öffentlichkeit und Politik nun seit
Erscheinen dieses gemeinsamen
Papiers der Konzernchefs. Diese
betrachten offensichtlich nur den
Horizont bis zu ihrer eigenen Ver-
rentung. Das wäre eine Chance für
die Politik, mal Führungsstärke zu
zeigen und den Horizont sowohl
über das Tagesgeschehen und die
nächste Wahlperiode als auch über
den Blick auf nur eine Generation
hinaus auszudehnen. Erst wenn
man weit vorausblickt, sieht man,
welcher Weg der richtige ist.

Olaf Schilgen, Braunschweig

Ermutigender Appell
Der energiepolitische Appell zeigt
endlich eine breite Einigkeit der
deutschen Wirtschaftselite – längst
überfällig, eigentlich selbstver-
ständlich und doch ermutigend. Ich
stelle mich voll hinter die Unter-
zeichner, die eigentlich eine Selbst-
verständlichkeit vertreten: eine si-
chere und ressourcenschonende
Energiepolitik, die hierzulande von
einer links-grünen Kultur des
Narzissmus zerstört wird. Ich hoffe,
dass auch immer mehr Politiker
nicht in populistischen Strömun-
gen mitschwimmen, sondern ganz
klar zur Nuklearenergie in allen Fa-
cetten (Kernspaltung, mittelfristig
Kernfusion) als nachhaltigster Form
der Energie stehen.

Prof. Dr. Günter Lang, Kaufbeuren

Zum Bericht „Auf großer Reise per
Elterngeld“ darüber, wie sich die Strei-
chung des Elterngelds für Hartz-IV-Emp-
fänger auf die Gestaltung der Elternzeit
auswirkt, FTD.de vom 19. August

Trifft nicht nur Arbeitslose
Dass der Artikel die Frage aufgreift,
was wohlhabende Eltern mit den
staatlichen Subventionen tun, ist
begrüßenswert. Leider ist aber die
Behauptung, die Streichung des
Elterngelds für Alg-II-Bezieher 
sei legitim, weil es sich um eine
Lohnersatzleistung handle, nicht
gerechtfertigt.

Eine alleinstehende Mutter mit
durchschnittlichem weiblichem

Verdienst, die bis zur Geburt ihres
Kindes arbeitet, erhielte zwar nach
der Geburt Elterngeld, könnte von
den 67 Prozent des Nettoeinkom-
mens aber keine zwei Personen er-
nähren. Daraus folgt, sie muss auf-
zahlendes Alg II beantragen. Damit
wird aber sofort das Elterngeld
gestrichen. Gleiches gilt für all jene,
die vor der Geburt durch Niedrig-
löhne bereits aufzahlendes Alg II
beziehen müssen. Hier geht es um
eine Lohnersatzleistung, die nicht
gewährt wird, weil der Lohn zu
niedrig ist.

Betroffen sind übrigens auch
studentische Eltern, die auf Bafög
angewiesen sind. Die Mütter neh-
men meist ein Urlaubssemester,
bekommen in dieser Zeit aber kein
Bafög und sind deshalb auf Alg II
angewiesen. Auch sie erhalten nun
kein Elterngeld mehr.

Bei den Betroffenen handelt es
sich nur zu einem Bruchteil um die
erwähnten Langzeitarbeitslosen.
Seltsamerweise sieht niemand die
Statistik der Alg-II-Bezieher ge-
nauer an, ehe solche regierungs-
amtlichen Behauptungen geglaubt
werden. Dagmar Henn, München

Die neue Neiddebatte
Diese Diskussion ist absurd. Wa-
rum Hartz-IV-Empfänger Eltern-
geld bekommen sollten – was einer
doppelten Subventionierung durch
den Steuerzahler entspricht –, hatte
sich mir nie wirklich erschlossen.
Natürlich ist es nicht in Ordnung
zu tricksen. Da verhält es sich ge-
nauso wie mit der Steuer: Niemand
muss mehr Steuern zahlen als
notwendig. Gestaltungsspielräume
können ausgeschöpft werden, die
Steuerehrlichkeit muss dabei aber
gewahrt bleiben. 

Was Eltern in der Elternzeit an-
fangen, ist nun wirklich ihre Sache.
Die Idee ist ja, Eltern Zeit für ihre
Kinder zu geben. Und ob sie diese
Zeit nun gemeinsam in Deutsch-
land oder den USA verbringen, ist
dabei egal.

Michael Timinger, Offenbach a. d. Queich

Zum Bericht „Aufsicht macht Ethikbank
Noa dicht“, FTD vom 19. August

Nicht grün, nur grünlich
Wer das gerechtfertigte Scheitern
der Noa Bank als eine Niederlage
für das Geschäftsmodell des 
Social oder Ethical Banking inter-
pretiert, rückt die Noa Bank
fälschlicherweise in jenes grüne
Licht, in welchem sie sich gern 
gesehen hat.

Bereits wenige Wochen nach
ihrer Gründung bestand Grund zur
Annahme, Noa repräsentiere ledig-
lich den Versuch, im Windschatten
des gesellschaftlichen Wandels hin
zur notwendigen Verträglichkeit
von ökologischen, sozialen und
ökonomischen Werten auf Einla-
genjagd zu gehen.

Daher ist die Schließung der Noa
Bank ein positives Signal für die
ebenso erfolgreichen wie authenti-
schen Ethikbanken in Deutschland.
Darüber hinaus beweist es die
Nachhaltigkeit und Stärke eines
echten Ethical-Banking-Geschäfts-
modells, da der Großteil der Kun-
den offensichtlich sehr wohl in der
Lage ist, eine Bank mit grünem
Kern von einer mit grünlichem An-
strich zu unterscheiden.

Adrian Dincsoy, Burladingen
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Das schnell steigen-
de Handelsdefizit
der USA macht
ausländerfeindliche
Rhetorik populär

Und wieder lockt der Handelskrieg
Die USA werden ihr Heil schon bald im Protektionismus suchen. Es bleibt wenig Zeit, dies abzuwenden

MICHAEL PETTIS

D ie Welt scheint unaufhaltsam auf einen
Handelskrieg zuzusteuern. Das Außen-
handelsdefizit der USA steigt sprung-

haft an aus Gründen, die nichts mit dem
Konsum der US-Bevölkerung zu tun haben,
sondern auf politische Maßnahmen und Ereig-
nisse im Ausland zurückzuführen sind. In den
kommenden Monaten werden sich die USA
entscheiden müssen: entweder Protektion oder
anschwellende Außenhandelsdefizite und stei-
gende Arbeitslosigkeit. Man kann fast sicher
sein, dass sich das Land für den Protektionis-
mus entscheiden wird. Überreagieren die USA,
was wahrscheinlich ist, könnten sie einmal
mehr eine Welle weltweiter gegenseitiger Ab-
schottung lostreten – die dann vor allem den
Ländern mit Außenhandelsüberschuss scha-
den wird.

Im Mai belief sich das US-Außenhandels-
defizit auf 42 Mrd. Dollar, im Juni stieg es auf
50 Mrd. Dollar an. Seit Sommer 2008 wurde
diese Zahl nicht erreicht und zuvor nicht seit
Mitte 2004. Während das Außenhandelsdefizit
zunimmt, wird neuerlich Kritik laut werden an
US-Verbrauchern, die sich einmal mehr unbe-
dacht einem Kaufrausch hingeben. Doch dieses
Mal werden die Mahner unrecht haben. Der
Anstieg des Außenhandelsdefizits ist die auto-
matische Folge einer Verschiebung bei den
weltweiten Handelsungleichgewichten.

Aus dem Gleichgewicht
Fünf Länder beziehungsweise Regionen haben
während des vergangenen Jahrzehnts diese
Ungleichgewichte gefördert. Drei von ihnen –
China, Deutschland und Japan – weisen
enorme Außenhandelsüberschüsse auf, auf die
sie für das Beschäftigungswachstum im Inland
angewiesen sind. Das Gegengewicht dazu bil-
den die beiden Außenhandelsdefizit-Cham-
pions – die USA und die europäischen Länder
mit Außenhandelsdefizit, allen voran Spanien,
Italien und Griechenland.

Die Finanzkrise hat das heikle, ein Jahrzehnt
lang bestehende Gleichgewicht zwischen die-
sen Blöcken unterminiert, denn die Länder mit
Außenhandelsdefizit wurden gezwungen, ihre

Schulden abzubauen, vor allem die Schulden
der privaten Haushalte. Im Zuge dieses Schul-
denabbaus muss der Nachfrageüberschuss,
den sie dem Rest der Welt bieten, sinken. Län-
der mit Außenhandelsüberschuss, die darauf
angewiesen sind, dass diese Nachfrage ihre
überschüssigen Kapazitäten absorbiert, haben
sich der Anpassung vehement widersetzt. Sie
versuchen, ihre Überschüsse beizubehalten
oder sogar noch zu steigern.

Und sie haben Erfolg damit. Ein kollabieren-
der Euro einhergehend mit fiskalischen Ein-
schränkungen in Deutschland werden den Au-
ßenhandelsüberschuss des Landes erheblich
steigen lassen und ein rasches Wachstum mit
sich bringen. Jegliche Aufwertung des Ren-
minbi wurde mehr als wettgemacht durch die
Zunahme billiger Kredite an chinesische Her-
steller. Damit werden diese wettbewerbsfähi-
ger, und der Überschuss Chinas legt ebenfalls
zu. Das Erstarken des Yen in jüngster Vergan-
genheit hat auch Tokio auf den Plan gerufen,

und Japan wird alles in seiner Macht Stehende
tun, um seinen Außenhandelsüberschuss zu
erhalten.

Doch steigende Überschüsse bedingen stei-
gende Defizite anderswo, und hier ist die Lage
düster. Die Krise hat es den meisten europä-
ischen Ländern mit Außenhandelsdefizit fast
unmöglich gemacht, an neue Finanzierung zu
gelangen. Spanien, Italien, Griechenland und
viele andere europäische Länder mit einem
Außenhandelsdefizit werden mit ansehen müs-
sen, wie ihre Kapitalbilanzüberschüsse rasch
abnehmen. Da Leistungsbilanzdefizite das Ge-
genstück zu Kapitalbilanzüberschüssen sind,
werden automatisch auch ihre Leistungsbilanz-
defizite abnehmen.

Der Welthandel muss aber ins Gleichgewicht
kommen. Der Rest der Welt muss mittels stei-
gender Außenhandelsdefizite die Kombination

aus wachsenden Überschüssen bei den Über-
schussländern und sinkenden Defiziten bei
den südlichen EU-Staaten absorbieren.

Angesichts ihrer Offenheit und finanziellen
Flexibilität werden wohl die USA den Großteil
der Anpassung auffangen, wodurch das Außen-
handelsdefizit des Landes unaufhaltsam an-
steigen wird – bis der Kongress energische han-
delsfeindliche Maßnahmen beschließt. Den
USA fehlen die Industrie-, Währungs- und
Zinspolitik, die den wichtigsten Ländern mit
Außenhandelsüberschuss zur Verfügung ste-
hen. Das heißt, die USA werden gezwungen
sein, sich anderer Formen des Protektionismus
zu bedienen – nämlich Zöllen und Einfuhr-
quoten.

Europäischer Schock
Das darf nicht passieren. Anstatt Maßnahmen
zu unterstützen, die die Korrektur nach an-
derswo verlagern, müssen die anderen großen
Volkswirtschaften sich bereit erklären, einen
großen Teil des europäischen Schocks abzufe-
dern. Tun sie das nicht, zwingen sie die USA zu
Vergeltungsmaßnahmen. Es liegt nun an den
Überschussländern zu gewährleisten, dass ihre
starke Abhängigkeit von der Auslandsnachfrage
nicht dazu führt, dass die Defizitländer sich
weigern, diese Nachfrage weiter zu beliefern.

Vielleicht ist es ja schon zu spät. Die europä-
ischen Länder mit Außenhandelsdefizit haben
gar keine andere Wahl, als rasch eine Korrektur
herbeizuführen. Der Widerstand wenig ver-
ständnisvoller Bevölkerungsteile in den Über-
schussländern hält die Defizitländer davon ab,
die für die Korrektur nötigen Maßnahmen zu
ergreifen. Unterdessen schwillt der Ärger der
USA über den Handel rasch an und hat dazu
geführt, dass sich mit ausländerfeindlicher
Rhetorik leicht Stimmen fangen lassen.

Verantwortungsvolle Entscheider dürfen
trotz allem keine Mühe scheuen, um den Han-
del mit weniger Störungen wieder ins Gleichge-
wicht zu bringen. In den 30er-Jahren reagierten
die großen Volkswirtschaften mit dem Versuch,
eine Aufteilung der Kosten für die notwendige
weltweite Korrektur zu umgehen und die
Lasten stattdessen abzuwälzen. Diese Politik
wurde zu Recht als „Beggar thy neighbour“-
Politik bezeichnet. Wie dieses Spiel ausgeht,
wissen wir alle.

MICHAEL PETTIS  ist Professor für Finanzmärkte an der
Guanghua School of Management der Universität Peking.
Die nächste Kolumne von Tobias Bayer erscheint am
7. September.

Die Alternative
„Mehr Geld und
mehr Kontrolle“
schränkt Eltern

noch stärker ein

Ein Schubs in Richtung Bildung
Die geplante Bildungs-Chipkarte kann armen Kindern wertvolle Chancen eröffnen, ohne Eltern zu

bevormunden. Die Konzepte der Kritiker leisten das bei Weitem nicht VON GEORG CREMER

D ie Bundesarbeitsministe-
rin plant, über eine Chip-
karte den Zugang armer

Kinder zu außerschulischen Ange-
boten der Bildung und Teilhabe zu
fördern. Gegen diese Absicht wer-
den nun massive Einwände erho-
ben. Die Chipkarte sei Staatsbe-
vormundung und untergrabe die
Eigenverantwortung der Eltern.
Worum geht es, wenn sich der
Rauch der überhitzten Debatte
verzieht?

Die Chipkarte ergänzt das Sozi-
algeld für Kinder, dessen eigen-
ständige Berechnung das Bundes-
verfassungsgericht erzwungen
hat. Dessen Höhe wird sich an den
Ausgaben orientieren, die die un-
teren 20 Prozent der nach ihrem
Einkommen geschichteten Fami-
lien mit einem Kind (ohne die Be-
zieher von Sozialhilfe und Arbeits-
losengeld II) für ihre Kinder täti-
gen. Die Berechnung muss trans-
parent und von willkürlichen Ein-
griffen frei sein.

Der Deutsche Caritasverband
hat Berechnungen angestellt, die
die Vorgaben des Gerichts erfüllen.
Danach muss das Sozialgeld für
Kinder je nach Altersgruppe zwi-
schen 21 und 42 Euro angehoben
werden. Es muss auch Ausgaben
umfassen, die für die Teilhabe an
Bildung unverzichtbar sind, bei-
spielsweise Lernmittel wie Stifte
oder Hefte.

Es gibt aber bildungsrelevante
Ausgaben, die sich nicht sinnvoll
im Sozialgeld abbilden lassen. Bei-
spiel Nachhilfe: Nur ein Teil der
Kinder benötigt sie. Und tenden-
ziell bekommen sie nur Kinder
bessergestellter Eltern. Das Modell
zur Berechnung der Regelsätze

stößt hier an Grenzen, denn es
wird nur der Durchschnittswert,
den Familien in der Referenz-
gruppe für Nachhilfe aufwenden,
berücksichtigt. Dieser hilft den
Kindern nicht, die Nachhilfe wirk-
lich brauchen. Deshalb muss
Nachhilfe als fallbezogene Hilfe
außerhalb des Sozialgelds geför-
dert werden. Gleiches gilt für das
Mittagessen in Ganztagsschulen.

Die Chipkarte ermöglicht es, er-
gänzende Leistungen zur sozialen
und kulturellen Teilhabe zu för-
dern. Die Karte (Vorschlag der
Caritas: 300 Euro pro
Kind und Jahr) kann
genutzt werden, um
Mitgliedsbeiträge zu
Musik- oder Sportver-
einen oder Eintritte im
Kultur- und Freizeit-
bereich zu zahlen. In-
nerhalb dieser breiten
Kategorie sollten die
Familien frei wählen können. So
verstanden ist die Chipkarte ein
zweckgebundenes persönliches
Budget zusätzlich zum Sozialgeld.

Ist dies Ausdruck staatlicher
Kollektivbevormundung, wie die
bayerische Sozialministerin Chris-
tine Haderthauer dies sieht? Si-
cherlich: Die Entscheidungsfrei-
heit der Eltern wäre größer, wenn
statt eines zweckgebundenen per-
sönlichen Budgets das Sozialgeld
noch etwas stärker erhöht würde.
Die Familien könnten dies dann
auch verwenden, um etwa die de-
fekte Waschmaschine zu ersetzen.
Nur: Die Befürworter der Chip-
karte wollen, dass Teilhabekosten
finanziert werden, und zwar über
das hinaus, was im Sozialgeld nach
dem Berechnungsmodell vorgese-

hen wäre. Sie sehen es als öffent-
liche Aufgabe an, sicherzustellen,
dass auch arme Kinder Zugang zu
Sport- oder Musikvereinen haben.

Wer dies als Bevormundung
ansieht, muss sich konsequenter-
weise auch gegen andere Formen
öffentlicher Einflussnahme stel-
len: Bevormundet nicht auch die
Schulpflicht die Eltern? Warum
subventionieren wir öffentliche
Bibliotheken? Warum binden wir
das Bafög an die Verpflichtung zu
studieren? Wir tun dies, weil wir
mehrheitlich überzeugt sind, dass

wir nur dann eine
Zukunft haben, wenn
Bildung gelingt. Ein
Schubs in diese Rich-
tung aus öffentlich
wahrgenommener
Verantwortung he-
raus ist bisher schon
Teil unserer Bildungs-
politik. 

Die Chipkarte ist kein Wunder-
mittel. Den Weg in einen Sport-
oder Musikverein werden viele
arme Kinder dennoch nicht fin-
den, wenn Eltern oder Lehrer sie
dazu nicht ermutigen. Aber zu-
mindest scheitert es dann nicht
am Geld. Die Übernahme der
Nachhilfekosten ist nur ein Ele-
ment, um die soziale Selektivität
des Bildungssystems abzubauen.
Auch der Verweis darauf, dass Bil-
dungsinvestitionen umso wirksa-
mer sind, je früher sie einsetzen, ist
berechtigt. Nur: Sollen wir deswe-
gen älteren Kindern den Zugang zu
Sportvereinen nicht ermöglichen?

Auch diejenigen, die eine Chip-
karte für staatliche Bevormun-
dung halten, sehen, dass in einem
Teil armer Familien Bildung und

Teilhabe nicht gelingen. Im Duktus
ihrer libertär vorgetragenen Kritik
müssten sie dies als Folge der
Entscheidungsfreiheit der Eltern
hinnehmen. 

Haderthauer zieht aber eine an-
dere Konsequenz: Die Fallmanager
im Jobcenter sollen nun statt einer
Eingliederungsvereinbarung eine
verbindliche „Familienvereinba-
rung“ abschließen und deren Ein-
haltung überprüfen. Dann müss-
ten langzeitarbeitslose Eltern ge-
genüber dem Fallmanager nicht
nur darlegen, was sie unternom-
men haben, um Arbeit zu finden.
Sie müssten zudem offenbaren,
wie sie erziehen, ob ihr Kind Pro-
bleme in der Schule hat und ob es
Fußball spielen oder Trompete
lernen will. Und der Fallmanager
soll, wenn er unzufrieden ist mit
der Mitwirkung der Eltern, den
Bildungsträger direkt bezahlen
können, das heißt im Klartext, er
kann den Geldbetrag kürzen.

Nichts spricht dagegen, dass
Fallmanager auch zur Familienbe-
ratung vermitteln, wenn Arbeits-
suchende dies wollen. Aber eine
sanktionsbewehrte Erziehungsin-
stanz darf das Jobcenter nicht wer-
den. Die Chipkarte dagegen ist,
wenn die Idee gut umgesetzt wird,
ein ergänzendes persönliches
Budget für bildungsrelevante Aus-
gaben in einem breiten Bereich
von Nutzungsmöglichkeiten. Dies
entmündigt nicht, sondern eröff-
net zusätzliche Entscheidungs-
räume für Eltern und Kinder.

E-MAIL  leserbriefe@ftd.de

GEORG CREMER  ist Generalsekretär
des Deutschen Caritasverbands.
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